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II. Bevölkerung.

verZnäerungen im Ztancle cier iieimaNiereciiligten öevölkerung.

(Heimatgesetznovelle. — Heimat - und Bürgerrechtsverleihungen . — Aus¬
wanderungen .)

Im Berichtsjahre kamen vor dem k. k. Verwaltungsgerichtshofe zwölf die
Gemeinde Wien berührende Streitfälle auf Grund der Heimatgesetznovelle zur
Austragung , das ist um vier mehr als im Vorjahre.

In diesen zwölf Fällen trat die Gemeinde Wien als Beschwerdeführerin
(Klägerin ) sechsmal, als ansprucherhebende Gemeinde zweimal auf . Dem Erfolge
nach wurden sechs Streitfälle für die Gemeinde Wien insoferne günstig ausge¬
tragen , als einerseits die von ihr als der bisherigen Heimatgemeinde erhobenen
Ansprüche auf Aufnahme ihrer Angehörigen in den Heimatverband auswärtiger
Gemeinden als zu Recht, anderseits die der Gemeinde Wien als der Aufenthalts¬
gemeinde gegenüber geltend gemachten Heimatrechtsansprüche als nicht zu Recht
bestehend erkannt wurden.

Von diesem letzteren Gesichtspunkte aus betrachtet, kann also das Berichts¬
jahr für die Gemeinde Wien insoferne als ein günstiges bezeichnet werden , als
wenigstens in diesen 12 Fällen die Aufnahmen in den Wiener Heimatverband
durch die Abweisungen , beziehungsweise Abstoßungen so ziemlich paralysiert
wurden.

Nur 11 von den erwähnten 12 Streitfällen wurden in mündlichen Ver¬
handlungen vor dem k. k. Verwaltungsgerichtshofe erledigt ; in diesen Verhand¬
lungen kamen mit einer einzigen Ausnahme (siehe weiter unten ) nur Fragen über
Aufenthaltsunterbrechung und Armenversorgung nach den von diesem Gerichts¬
höfe wiederholt aufgestellten und in den Verwaltungsberichten der Vorjahre
bereits ausführlich behandelten Grundsätzen zur Austragung.

Die Beschwerde eines  Heimatrechtswerbers gegen den abweislichen Be¬
schluß des Heimat - und Bürgerrechtsausschusses wurde mit dem Erkenntnisse vom
30. Dezember, Nr . 14.047, unter Berufung auf die 2 und 21 des Gesetzes vom
22. Oktober 1875 , R . G. Bl . Nr . 36 ex 1876, ohne weiteres Verfahren mit der

Verwaltungsbericht der Stadt Wien. 2
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Begründung zurückgewiesen (a limine abgewiesen), daß dem Beschlüsse des
genannten Ausschusses lediglich die Bedeutung einer Parteierklärung zukomme,
eine Entscheidung  einer Verwaltungsbehörde  also nicht vorliege.

Zum besseren Verständnisse dieses Erkenntnisses wäre eventuell noch der
§ 5 1e§ . cit . anzuführen gewesen, der besagt, daß eine Beschwerde an den Ver¬
waltungsgerichtshof erst dann erhoben werden darf , wenn die Angelegenheit im
administrativen Wege ausgetragen ist. Im vorliegenden Falle aber hat die Partei
gegen die von der Aufenthaltsgemeinde (Wien) verweigerte Zusicherung der Auf¬
nahme die ihr nach § 6 der Heimatgesetznovelle zustehende Berufung an die Vor¬
gesetzte politische Behörde (i. e. an die Statthalterei und im weiteren Jnstanzen-
zuge an das Ministerium ) zwar nicht versäumt , weil speziell erstere Berufung
an eine Frist nicht gebunden ist, wohl aber nicht geltend gemacht. Der Ver-
waltuugsgerichtshof konnte daher , da der Instanzenweg nicht erschöpft war , nicht
mit einer meritalen Entscheidung Vorgehen.

Eine Streitfrage grundsätzlicher Natur , welche Bedeutung einer staat-
licherseits  erfolgten Einbürgerungszusicherung  rechtlich zu¬
komme, erfuhr mit dem Erkenntnisse vom 9. Oktober Nr . 10.997 ihre Beant¬
wortung.

Diesem Erkenntnisse lag folgender Tatbestand zugrunde:

Seitens der k. k. niederösterreichischen Statthalterei war dem Beschwerde¬
führer , seiner Gattin und einem seiner minderjährigen Kinder die österreichische
Staatsbürgerschaft definitiv verliehen worden , während seine beiden anderen
minderjährigen Söhne von der Aufnahme in den österreichischenStaatsverband
ausgenommen worden waren , obwohl seinerzeit die Staatsbürgerschaft auch diesen
letzteren zugleich mit ihrem Vater gegen Beibringung der heimatlichen Ent¬
lassungsurkunde zugesichert worden war . Demgegenüber machte die Beschwerde
im wesentlichen geltend, daß

1. die Ausschließung minderjähriger ehelicher Kinder von der Einbürgerung
bei gleichzeitiger Einbürgerung des Vaters rechtlich unmöglich sei, daß demgemäß

2. die im Hofdekrete vom 1. März 1833, I . G . S . Nr . 2597 festgesetzte und
auch nach § 30, a. b. G . B ., statthabende Prüfung der Voraussetzungen der
Würdigkeit des Einbürgerungswerbers nur auf den Vater zu beschränken und
nicht auch auf die minderjährigen Kinder auszudehnen gewesen wäre und daß

3. den minderjährigen Kindern des Beschwerdeführers durch Erfüllung der
Bedingung der ausdrücklich auch auf ihre Person lautenden Zusicherung der
k k. niederösterreichischen Statthalterei ein unentziehbarer Anspruch auf den Voll¬
zug der zugesicherten Einbürgerung erwachsen sei.

uck 1) Bezüglich des ersten Beschwerdepunktes hat der k. k. Verwaltungs-
gerichtshof in dem oben zitierten Erkenntnisse an seiner bereits in dem Erkenntnisse
vom 13. März 1911, Zahl 1379 (Budw . A.-Nr . 8099) ausgesprochenen und
näher begründeten Rechtsanschauung festgehalten, daß die Ausschließung eines
minderjährigen Kindes von der Verleihung der Staatsbürgerschaft anläßlich der
Einbürgerung des Vaters zulässig und wirksam sei.
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uä 2) Hiemit widerlege sich auch der zweite Beschwerdepunkt, insoferne im
Sinne dieser Rechtsanschauung anläßlich der Einbürgerung einer Familie rechtlich
jedes Familienglied für sich als Einbürgerungswerber zu behandeln und darum
hinsichtlich seiner Würdigkeit für die Einbürgerung einer selbständigen Prüfung
zu unterziehen sei, soweit im Hinblicke auf das Lebensalter sich eine solche Prüfung
nicht als gegenstandslos erweise.

ncl 3) Was endlich den dritten Beschwerdepunkt betreffe, so habe Z 9,
a. b. G . B ., die Verurteilung wegen eines Verbrechens als Rechtsgrund der Aus¬
schließung des Erwerbes der Staatsbürgerschaft durch ununterbrochenen zehn¬
jährigen Aufenthalt in den österreichischenStaaten festgesetzt und auch Z 30 die
Verleihung der Staatsbürgerschaft in sonstigen Fällen von der Beschaffenheit des
sittlichen Betragens abhängig gemacht.

In dem mit Hofkanzleidekret vom 30. Jänner 1824, P . G. S ., Band 52,
Nr . 12, allen Länderstellen bekanntgegebenen, ursprünglich an das mährisch¬
schlesische Gubernium und an die ob der ennsische Regierung erlassenen Hofdekrete
vom 12. April 1816 sei die Bestimmung des Z 30, a. b. G. B ., dahin erläutert
worden, daß zur Einbürgerung ein gutes sittliches Betragen „unumgänglich not¬
wendig" sei und daß die Feierlichkeit bei der wirklichen Aufnahme zum Staats¬
bürger in der Abnahme des Untertaneneides zu bestehen habe. Das Hofkanzlei-
dckret vom 1. März 1833 untersage geradezu die Zulassung von Fremden , möchten
sie selbst dem Erfordernisse des zehnjährigen Aufenthaltes nach ß 29, a. b. G . B .,
entsprechen, zu dem für den Erwerb der Staatsbürgerschaft auch in solchen Fällen
vorgeschriebenen Untertaneueid , wenn sie die in diesem Hofkanzleidekrete aufge¬
stellten, weit über die Bestimmungen des a. b. G . B . hinausreichendeu Würdig¬
keitsvoraussetzungen nicht erfüllen.

Aus der kategorischen Fassung dieser Bestimmungen im Zusammenhänge
mit dem Ersätze des bestandenen ipso iure Erwerbes der Staatsbürgerschaft durch
die nunmehr ausnahmslose Forderung der förmlichen Verleihung ergebe sich, daß
die gesetzlichen Voraussetzungen der Würdigkeit für den Erwerb der Staats¬
bürgerschaft stets im Zeitpunkte der vollwirksamen Verleihung gegeben sein müssen
und im Zeitpunkte dieser Verleihung festzustellen sind.

Da nun die verleihenden Behörden sich der gesetzlich in dieser Weise fest¬
gelegten Prüfnngspflicht nicht kraft eigener Machtvollkommenheit zu entschlagen
vermögen, so könne einer bloßen Einbürgerungszusicherung , deren rechtliche Be¬
deutung durch keine gesetzliche Bestimmung normiert sei, keine wcitertragcude
Bedeutung beigelegt werden, als die der Eröffnung einer Aussicht auf die künftige
Verleihung , einer Erklärung der Geneigtheit der Behörde, auf die Verleihung
einzugehen.

Die rechtliche Bedeutung einer solchen Erklärung reiche aber nicht so weit,
daß daraus ein mittels verwaltungsgerichtlicher Rechtsbeschwerde verfolgbarer
Rechtsanspruch des bisher dem österreichischenStaatsverbande nicht Angehörigen
auf Verleihung der österreichischen Staatsbürgerschaft abgeleitet werden könnte.

Von diesen Erwägungen ließ sich der Gerichtshof bei Abweisung dieser
Beschwerde leiten . Es wäre nicht zuletzt auch im Interesse der Gemeinden auf
das freudigste zu begrüßen , wenn seitens der st a a t l i che n Verwaltungsbehörden
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bei Einbürgerungen ein analoger Standpunkt auch dann eingenommen würde,
wenn nicht das sittliche Betragen , sondern eine der übrigen Würdigkeitsvoraus¬
setzungen des § 30, a. b. G. B ., wie das Vermögen und insbesondere die Erwerbs¬
fähigkeit des Einzubürgernden oder eines seiner Familienglieder in Frage
kommen.

Seitens der Ge nie in de Wien  werden bei Einbürgerungen die Er¬
hebungen sowohl rücksichtlich des Verhaltens in moralischer und staatsbürgerlicher
Hinsicht, als auch in der Richtung gepflogen, ob der Einbürgerungswerber oder
eines seiner Familienglieder der öffentlichen Armenversorgung — im weitesten
Sinne des Wortes genommen — anheimgefallen ist.

Der vom Wiener Gemeinderate bestellte Ausschuß für die Verleihung des
Heimat- und Bürgerrechtes Hielt im Berichtsjahre 11 Sitzungen ab, in welchen
außer den Ansuchen um sogenannte freiwillige Aufnahme , beziehungsweise Zu¬
sicherung der Aufnahme in den Heimatverband der Gemeinde Wien , ferner um
Herabsetzung, beziehungsweise Nachsicht der Heimatrechtstaxen und um Ge¬
währung sonstiger Begünstigungen bei Erlangung des Wiener Heimatrechtes,
endlich außer den Gesuchen um Verleihung des Bürgerrechtes der Stadt Wien —
13.228 im Sinne der HZ 2 bis 5 der Heimatgesetznovelle gestellte Begehren um
Aufnahme , beziehungsweise Zusicherung der Aufnahme in den Heimatverband
der Gemeinde Wien der Erledigung zugeführt wurden.

Diese Zahl übersteigt die des Vorjahres um 1421, was einer mehr als
12°/Jgen Steigerung gleichkommt.

Uber die Z ah l der im Berichtsjahre in den Gemeindeverband  von
Wien aufgenommenen Personen,  über das Alter , den Familienstand,
das Glaubensbekenntnis , die frühere Heimat und über den Beruf der Personen,
welchen das Heimatrecht in Wien verliehen wurde , dann über die Art der Er¬
sitzung gibt der Abschnitt VI „Aufnahme in den Heimatverband und Bürger¬
rechtsverleihungen " des „Statistischen Jahrbuches der Stadt Wien" Aufschluß.

Die Einnahme der Gemeinde an Taxenfürdie Verleihung des
Heimatrechtes  betrug 159.372 L 40 b.

Die Zahl und die Personalverhältnisse der gegen Erlag der vorgeschriebenen
Taxe neu aufgenommenen Bürger  sind im Abschnitte VI des „Statistischen
Jahrbuches der Stadt Wien" zu ersehen.

Die Einnahme an Bürgerrechtsverleihungstaxen  betrug
34.624 L 80 ll.

Von den Bewerbern um das Bürgerrecht werden im Falle der Verleihung
außer den Taxen noch freiwillige Beiträge , sei es zugunsten der Armen ihres
Wohnbezirkes, sei es zu einem anderen wohltätigen Zwecke, geleistet. Die Höhe,
der letzteren belief sich im Berichtsjahre auf 147.466 L , wovon 134.066 L in den
Bürgerspitalfonds , 9700 L in den Bürgerladefonds und der Rest von 3700 L
in den Versorgungsfonds flössen.

Die Auswanderung  von in Wien heimatberechtigten Personen be¬
treffend ist zu bemerken, daß die Behörde in der Regel nur in jenen Fällen zur
Kenntnis von Auswanderungen kommt, für welche im Sinne der Vorschriften
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über die Wehrpflicht die behördliche Bewilligung erforderlich ist. Demgemäß ist
die Anzahl der behördlich angezeigten Auswanderungsfälle gering.

Im Berichtsfahre sind 89 männliche und 32 weibliche, im ganzen daher
121 selbständige Personen ausgewandert . Da auch 41 Ehefrauen und 91 Kinder
das Heimatrecht in Wien verloren , beträgt die gesamte Abnahme in der Zahl der
Heimatberechtigten infolge der behördlich angezeigten  Auswanderun¬
gen 253 . Bon den Ausgewanderten standen imAlter  über 20 bis zu 40 Jahren
74, über 40 bis zu 50 Jahren 30, über 50 Jahre 17. Nach dem Glaubens¬
bekenntnisse  waren katholisch 93, evangelisch 19, mosaisch 7, griechisch¬
orientalisch 2 ; nach dem Familien stände  waren ledig 31, verheiratet 42,
verwitwet 3, geschieden 45 ; nach dem Berufe  waren Geistliche 1, Techniker,
Arzte, Rechtsanwälte 10, Künstler und Schriftsteller 5, Handelsbeflissene und
Gewerbetreibende 25, Beamte und Lehrer 23, Professionisten 12, Offiziere 11,
sonstigen Berufes 34.

Als Ziel  der Auswanderung hatten von den Auswandernden angegeben:
Ungarn 85, Bosnien 1, das Deutsche Reich 27, die Schweiz 3, Frankreich , Eng¬
land , Italien und Amerika je 1; 1 Auswanderer hatte kein Ziel angegeben.
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